
Suchergebnisse: Enteignung

1766 – Montgelas' Unterrichtsschwerpunkte verschieben sich

Nancy * Mit der erfolgten Vertreibung und Enteignung der Jesuiten in Nancy geht die Leitung des

Kollegs an ein weltgeistliches Gremium über. Seit dieser Zeit stehen Realien im Mittelpunkt des

Unterrichts von Maximilian Joseph von Montgelas, also Naturwissenschaften, Geschichte,

Geographie und neue Sprachen.

11. September 1796 – Enteignungsmaßnahmen für die Rumfordstraße

München * Noch vor dem Abzug der französischen Revolutionsarmee und dem Kaiserlichen

Heer lässt sich Reichsgraf von Rumford vom Landesdirektorium für die notwendigen

Gegenmaßnahmen für rasche Truppendurchzüge ermächtigen. Gleichzeitig wird eine

Kommission zur finanziellen Entschädigung der enteigneten Grundstücksbesitzer gebildet.

15. Dezember 1835 – Zustimmung zur Bahnlinie München - Augsburg

München - Augsburg * Nach dem Erfolg des „Adlers“ gibt König Ludwig I. die Zustimmung zum

Bau der sechzig Kilometer langen Strecke zwischen München und Augsburg. Mit den Planungen

der Neubaustrecke wird erneut Paul Denis beauftragt.     Noch während man in Nürnberg die

Schienen nach Fürth verlegt, treffen sich in München und Augsburg vermögende Herren, um den

Bau einer Eisenbahn zwischen den beiden Städten zu planen. Als Probleme mit

verkaufsunwilligen Grundstückseigentümern auftreten, beschließt der Landtag ein Gesetz, das

Enteignungen erlaubt. 

9. Juli 1871 – Bürgermeister Alois von Erhardt stellt das Franzosenviertel-Konzept vor

München-Haidhausen * Das Einverständnisschreiben des Innenministeriums für die

„Straßenzüge zum Braunauer Bahnhof in der Vorstadt Haidhausen“ enthält gegenüber der

Ursprungsplanung nur geringfügige Änderungen. Daraufhin kann Bürgermeister Alois von Erhardt

noch im gleichen Monat das Konzept der Öffentlichkeit vorstellen.  Das Franzosenviertel ist von

dem Münchner Stadtbaurat Arnold Zenetti streng geometrisch als Dreistrahlanlage geplant

worden. Das Konzept umschließt das künftige Straßennetz zwischen dem Bahngelände, der
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Stein-, Rosenheimer-, Wolfgang- und der Äußeren-Wiener-Straße und sieht den Ostbahnhof und

das ihn umgebende Rondell des Orleansplatzes als Mittelpunkt des Viertels vor. „Diese

Zentrierung auf den Ostbahnhof nimmt sich wie die Persiflage eines residenzstädtischen

Grundrisses aus, im dem - dem Arbeiterviertel entsprechend - der Platz des Herrscherhauses von

dem Pendlerbahnhof eingenommen wird“.   Damit die neue Wohnsiedlung an die Vorstadt

Haidhausen und an das Gasteig-Gelände angebunden werden kann, sind in Zenettis

Planungskonzepten Straßendurchbrüche von der Wörth- zur Preysingstraße und Verbreiterungen

der Rosenheimer-, Stein- und Milchstraße vorgesehen. Im Gegensatz zu der am Beginn des 19.

Jahrhunderts angelegten Maxvorstadt und zu dem ab dem Jahr 1860 erbauten

Gärtnerplatz-Viertel haben die Straßen und Plätze des Franzosenviertels erstmals

unterschiedliche Breiten. Dafür sind - neben verkehrstechnischen - vor allem ästhetische

Gesichtspunkte ausschlaggebend.  Vom 530 Fuß messenden, halbkreisförmigen Orleansplatz

ausgehend, bildet die 100 Fuß breite Wörthstraße die Mittelachse der symmetrischen

Dreistrahlanlage. Ihre Aufweitung - der früher als Forum bezeichnete heutige Bordeauxplatz -

bildet den prunkvollen Mittelpunkt innerhalb des Franzosenviertels. An seiner Stelle beträgt die

Straßenbreite 200 Fuß. Ein ebenfalls 100 Fuß breites Straßenprofil verzeichnen die

Rosenheimer- und die Orleansstraße. Die Weißenburger- und die Belfortstraße verlassen das

Rondell am Orleansplatz als Diagonalachsen. Diese Verkehrswege messen, ebenso wie die sie

kreuzende Pariser- und Breisacher Straße 60 Fuß in der Breite. Die restlichen Straßen haben

eine Breite von 50 Fuß.  An den beiden diagonal verlaufenden Straßenzügen sind Platzanlagen

geplant. So folgt an der Weißenburger Straße dem 220 Fuß messenden, rechteckigen Pariser

Platz der im Durchmesser 300 Fuß umfassende, kreisrunde Weißenburger Platz. Spiegelbildlich

zum Pariser Platz soll an der Belfortstraße ebenfalls eine quadratische Platzanlage, der

Straßburger Platz, angelegt werden. Die Planung, die mit ihrer symmetrischen Straßenführung an

eine barocke Bauweise erinnert, kann aber nur dort verwirklicht werden, wo sich der Grund in der

Hand eines Besitzers befindet.  Im Gegensatz zu dem Baugebiet das sich überwiegend im Besitz

Carl von Eichthals befindet und das etwa bis zur Wörthstraße reicht, scheitert nördlich davon der

weitere Ausbau am Kloster der Frauen zum guten Hirten, das das Gelände des ehemaligen

Preysing-Schlosses seit 1840 besitzt. Die Klosterverwaltung lehnt jeden Verkauf der notwendigen

Grundstücke zur Fertigstellung des Franzosenviertels ab und tritt nicht einmal einen

Quadratmeter Grund für die Straßenanlagen ab.  Ein Opfer dieser unnachgiebigen Haltung wird

der Straßburger Platz den der Königlich-bayerische Major a.D., Karl Graf von Rambaldi, im Jahr

1894 in seiner Zusammenstellung der Münchner Straßennamen wie folgt

beschreibt: „Straßburgerplatz. Liegt in Haidhausen zwischen der Elsaß-, Pariser- und

Belfortstraße, nördlich vom Ostbahnhofe“. Doch ohne ein Entgegenkommen der Klosternonnen

kamen die weiteren Planungsarbeiten für dieses Gebiet ins Stocken. Dies auch,    weil einerseits

keine aussichtsreichen Enteignungsmöglichkeiten bestehen,  andererseits, weil sich in den Zeiten
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der geometrischen Stadtplanung kein Verantwortlicher zu einer Planänderung entschließen kann.

   Erst mit dem Amtsantritt Theodor Fischers, dem Vorstand des Münchner

Stadterweiterungsbüros, werden die Planungen wieder aufgenommen. 

1889 – Gemeindezentrum an der Herzog-Max-Straße 3 eröffnet

München-Kreuzviertel * Der Bau des Gebäudes an der Herzog-Max-Straße 3 ist fertiggestellt. Er

beherbergt - bis zur Enteignung durch die Nationalsozialisten im Jahr 1938 - neben Wohnungen

und zwei Betsälen das Wohlfahrts- und Jugendamt sowie die Israelitische Armenpflege, das

Rabbinat und die Kanzlei der Münchner Kultusgemeinde.

8. Februar 1917 – Zinndeckel-Bestandsaufnahme

München * Weil der Bedarf an Zinn für kriegswichtige Rüstungsprodukte sehr hoch ist, erlassen

die Generalkommandos&nbsp;eine Bekanntmachung, die „die Bestandserhebung,

Beschlagnahme und Enteignung von Bierglasdeckeln und Bierkrugdeckeln aus Zinn und die

freiwillige Ablieferung von anderen Zinn-Gegenständen“ beinhaltet.&nbsp;

12. Oktober 1918 – Enteignung der Türklinken und Fenstergriffe aus Buntmetall

München * Der Verbandstag der Bayerischen Haus- und Grundbesitzer beschäftigt sich mit den

Ausführungsbestimmungen der bevorstehenden Enteignung der Türklinken und Fenstergriffe aus

Buntmetall zur Verwendung als Kriegsmaterial.

30. Januar 1933 – Beginn der nationalsozialistischen Verfolgung 

Berlin - Deutsches Reich * Mit der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar

1933 beginnt für die jüdische Bevölkerung Deutschlands eine neue Phase der Ausgrenzung und

Verfolgung. Antisemitische Diskriminierung, die bereits zuvor das öffentliche Leben prägt, wird

nun zur staatlichen Politik. In den folgenden Jahren werden jüdische Bürger systematisch

entrechtet, aus dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben verdrängt und zunehmend

Gewalt und Terror ausgesetzt.   Auch für die Münchner Juden verschärft sich die Lage rasch. Die

nationalsozialistische Machtübernahme markiert den Beginn einer Entwicklung, die über

Entrechtung, Enteignung und Verfolgung schließlich in Deportation und Ermordung mündet.
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18. Mai 1934 – Die Reichsfluchtsteuer wird drastisch verschärft

Berlin - München-Bogenhausen * Die Reichsfluchtsteuer wird drastisch verschärft. Jüdische

Emigranten wird eine Befreiung verwehrt. Die Steuer wandelt sich von einer Krisenmaßnahme

gegen Kapitalflucht zu einem Instrument der Enteignung.

1938 – Gleichschaltung des Künstlerhauses

München * Der Münchner Künstlerverein im Zuge der nationalsozialistischen Gleichschaltung

aufgelöst. Sein Vermögen geht auf die „Kameradschaft der Künstler e. V.“ über, die

ausschließlich sogenannte „arische“ Kunstschaffende aus München und dem Umland aufnimmt.  

Die „Kameradschaft der Künstler“ ist Teil der nationalsozialistisch kontrollierten

Reichskulturkammer. Für Künstlerinnen und Künstler ist die Mitgliedschaft in dieser Organisation

Voraussetzung, um ihren Beruf weiterhin ausüben zu dürfen.   Die Auflösung und Enteignung des

Künstlerhaus-Vereins erfolgt aus politischen und ideologischen Gründen und ist Teil der

umfassenden Gleichschaltung des kulturellen Lebens durch das NS-Regime.

12. November 1938 – Hermann Göring erlässt eine Sühneverordnung für Juden

Berlin * Hermann Göring, der Beauftragte für den Vierjahresplan zur Kriegsvorbereitung, erlässt

eine Sühneverordnung, die zur Finanzierung der Aufrüstung gedacht ist.       Die Juden deutscher

Staatsangehörigkeit müssen zusammen eine Milliarde Reichsmark wegen „ihrer feindlichen

Haltung gegenüber dem deutschen Volk und Reich“ zahlen.   Weiterhin werden alle Juden aus

dem deutschen Wirtschaftsleben ausgeschaltet.   Und schließlich gibt es die Verordnung zur

Wiederherstellung des Straßenbildes.   Sie besagt: „Alle Schäden, welche durch die Empörung

des Volkes über die Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozialistische

Deutschland an jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen entstanden sind, sind von dem

jüdischen Inhaber oder jüdischen Gewerbetreibenden sofort zu beseitigen.    Die Kosten der

Wiederherstellung trägt der Inhaber der betroffenen jüdischen Gewerbebetriebe und Wohnungen.

Versicherungsansprüche von Juden deutscher Staatsangehörigkeit werden zugunsten des

Reiches beschlagnahmt.“      In München wird eine eigene Arisierungsstelle in der

Widenmayerstraße 27 eingerichtet, die die Enteignung und Gettoisierung der jüdischen

Bevölkerung durchführen soll.
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28. Mai 1942 – Das Vermögen Joseph Schüleins wird vom Deutschen Reich eingezogen

Berlin * In einer Vollstreckungsurkunde wird festgestellt, dass das Vermögen Joseph Schüleins

auf Grundlage der elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 dem

Deutschen Reich verfällt.  Die Maßnahme ist Teil der systematischen Enteignung jüdischer

Bürger durch das nationalsozialistische Regime und betrifft auch das Vermögen der Familie

Schülein, obwohl Joseph Schülein bereits 1938 verstorben ist. 

27. September 1943 – Die Vermögenswerte der Familie Schülein werden eingezogen

München * Das Oberfinanzpräsidium München ordnet an, dass sämtliche Vermögenswerte der

Familiengruppe Schülein gemäß einer Anweisung des Reichswirtschaftsministeriums an das

Deutsche Reich abzuführen sind. Die Verfügung ist Teil der nationalsozialistischen

Enteignungspolitik, mit der jüdischen Familien ihr Vermögen systematisch entzogen wird. 

1946 – Die Richard-Wagner-Straße 7 wird an die Familie Schülein zurückgegeben

München-Maxvorstadt * Das Anwesen in der Richard-Wagner-Straße 7 geht nach dem Ende der

nationalsozialistischen Herrschaft wieder in den Besitz der Erbengemeinschaft Schülein über. Die

Rückgabe ist Teil der Wiederherstellung von Eigentumsrechten, die der Familie durch die

Verfolgungs- und Enteignungspolitik des NS-Regimes entzogen worden waren. 
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